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Das Besondere und das
Allgemeine
Spurenelemente einer Kritik des Staates. Inklusive Hegels Hymnen

Die Frage, was der Staat ist, ist
doch von eminenter Bedeutung.
Unsere Sicht soll noch einmal
resümiert und an einigen Punk-
ten auch präzisiert werden.
Freilich ist das alles nur kur-
sorisch und kann keine um-
fassende Untersuchung
ersetzen. Keinesfalls handelt es
hier um einen systematischen
Durchgang, sondern lediglich
um Fährten.

n FRANZ SCHANDL
G.W.F. Hegel empfiehlt im § 274 sein-
er  Rechtsphilosophie  nichts  weniger
als Huldigung: „Man muss daher den
Staat  wie  ein  Irdisch-Göttliches
verehren und einsehen, dass, wenn es
schwer ist, die Natur zu begreifen, es
noch unendlich herber ist, den Staat
zu fassen.“ (Werke, 7:434) Dieser Affir-
mation wollen wir uns dezidiert ver-
weigern.  Uns  dem Herben  auszulie-
fern, ist unser Anliegen nicht, im Ge-
genteil. Aber Vorsicht: Gegen den Kap-
italismus zu sein, das ist  jedem und
jeder  unbenommen,  aber  gegen den
Staat, also ein Staatsfeind zu sein, das
gilt  noch  immer  als  ein  kriminelles
Vorhaben.

Bürgerlicher
Charakter
In  unseren  bisherigen  Analysen
definierten  wir  Politik  als  Verallge-
meinerung  und  Staat  als  Allgemein-

heit bürgerlicher Gesellschaftlichkeit.
„Politik  als  bürgerliche  Verallge-
meinerung war dazu da, aus der ge-
sellschaftlichen  Unordnung  Ordnung
zu machen, die als gesonderte Allge-
meinheit, eben Staat, auftreten kann.“
„D.h. der Staat greift im Sinne der kap-
italistischen  Formation  klassenüber-
gre i fend  e in ,  er  i s t  n icht  der
Ausschuss  der  Bourgeoisie,  sondern
der  Ausschuss  des  gesamten  Kapi-
talverhältnisses.  Diese  Differenz  gilt
es sich immer vor Augen zu halten,
wenn  man  vom  bürgerlichen  Staat
spricht.  Der  bürgerliche  Staat  ist
nicht der Staat der Bourgeoisie, son-
dern  der  des  Kapitals.  Bürgerlich
heißt, dass der Staat den Staatsbürg-
ern ihre bürgerlichen Bestimmungen
als  Warenbesitzer  in  Freiheit  und
Gleichheit  sichert  und  aufnötigt.“
(Franz Schandl, Kurswechsel am sink-
enden Schiff. Der Staat und seine his-
torischen  Schranken.  Notizen,
Streifzüge  1/2000,  S.  10)

Politik und Staat bilden also zwei Seit-
en einer Zusammengehörigkeit.  „Der
Begriff des Staates setzt den Begriff
des Politischen voraus“, schreibt Carl
Schmitt (Der Begriff  des Politischen,
Berlin 1932, S. 20). Und Niklas Luh-
mann  meint:  „Der  Staat  wird  zum
Bezugspunkt  der  Universalisierung
von Politik. Man dokumentiert guten
Willen  im  Bekenntnis  zu  ‚Werten‘.“
(Niklas Luhmann, Die Politik als Ge-
sellschaft, Frankfurt am Main 2000, S.
215) Recht haben sie.

Der  bürgerliche  Charakter  des

Staates steht außer Frage, als Klassen-
staat ist  er aber nicht zu begreifen.
B ü r g e r l i c h  m u s s  a l s  d i e  g e -
sellschaftliche  Formation  betreffend
dechiffriert werden, die Kategorie ist
nicht reservierbar für eine spezifische
Klasse  der  Produktionsverhältnisse.
Natürlich mag der Staat des Öfteren
(und insbesondere bourgeoise!) Klass-
eninteressen vertreten, aber das trifft
erstens nicht seinen Kern und zweit-
ens nicht nur auf die Bourgeoisie zu,
sondern  auch  auf  alle  subalternen
Klassen, Schichten und Fraktionen.

Zweifellos, der Staat ist nicht neutral,
aber er ist nicht deswegen nicht neu-
tral, weil er einer bestimmten Klasse
gehorcht  oder  gar  gehört,  sondern
weil er eine bestimmte Struktur und
Form aufweist, an der nicht beliebig
hantiert werden kann. Wer etwa die
Staatsmacht erobert, kann nur bürger-
lich regieren. Selbst wenn die Kapital-
isten enteignet werden und der Reich-
tum umverteilt wird, ist damit das Kap-
italverhältnis  als  Vergesellschaftung
über  Markt  und  Arbeit,  Staat  und
Steuer noch nicht gebrochen, sondern
es wird bloß planwirtschaftlich rekon-
figuriert.

Der Staat achtet darauf, dass die Ge-
sellschaft auf sich eingespielt ist und
dies auch bleibt. Die gängigen Raster
destillieren  sich  in  erster  Linie  aus
dem  bürgerlichen  Alltag.  Die  Leute
sollen  daran  glauben,  wie  ihnen
geschieht. Diese ideologische Haltung
ist aber mehr Usus als Konsens, d.h.
sie reproduziert sich durch stetes Er-
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füllen der bürgerlichen Pflichten: Ar-
beiten und Kaufen, Konsumieren und
Reproduzieren,  Autofahren  und
Fernsehen.

Bürgerliche Allgemeinheit ist nicht et-
was, das dem Proletariat äußerlich ist,
es  ist  vielmehr  mit  dazu  da,  diese
herzustellen. Und dies tut es nicht ge-
gen  die  eigenen  Klasseninteressen,
sondern durchaus im Sinne dieser, vor
allem dann, wenn die Arbeiterklasse
trade-unionistisch nichts anderes sein
will als verwertbare Arbeitskraft. Das
Klassenbewusstsein, die proletarische
Identität ist nicht (weder an sich noch
für  sich)  jenseits  der  bürgerlichen
anzusiedeln, sondern immanenter Bes-
tandteil  dieser.  Das  Proletariat  ist
neben der Bourgeoisie die zweite bürg-
erliche Hauptklasse. Bürgerlich wohl-
gemerkt,  nicht  verbürgerlicht.  Die
Identität speist sich aus der täglichen
Praxis  des  unbedingten  sich  „In-W-
ert-Setzen“,  den  dazugehörigen  ge-
meinsamen  aufklärerischen  Werten
(Freiheit,  Gleichheit,  Gerechtigkeit),
und sie liegt weiters im Bekenntnis zu
Demokratie und Politik, Standort und
Staat.  Für  Wachstum,  Arbeitsplätze
und Autobahnen ist man sowieso. Der
Wille ist affirmativ.

Substanzielle
Immanenz
Der Staat ist also nicht von kapitalis-
tischen Interessen durchdrungen, der
Staat  ist  das  organisierte  kapitalis-
tische  Interesse.  Die  Kräfteverhält-
nisse in ihm sind nur Variablen dieses
Formprinzips,  interne  Faktoren,  die
über  jenes  Grundinteresse,  das
vornehmlich  ein  Geldinteresse  ist,
nicht hinausgehen können. Die unter-
schiedlichen  Interessen  haben
durchaus Platz, sofern sie mit den Ge-
samtinteressen vermittelbar und bud-
getär finanzierbar sind. Bei allen Ge-
gensätzlichkeiten verweisen alle Par-
tikularinteressen auf eine schier unhin-
tergehbare Eigenart: Sie wollen Geld.
Ihr Verhältnis kann nicht ohne Behält-
nis  gedacht  werden.  Der  Staat  ist
mehr als ein verdichtetes Kräfteparal-
lelogramm.

Hier  sei  auch  eine  kurze  Abschwei-
fung  zum  Staatspersonal  gestattet.
Auch wenn jetzt nicht en passant eine
Theorie der Bürokratie (etwas frühreif
und wild und manchmal auch ziemlich

daneben  bei  Franz  Schandl,  Demos
und  Büros ,  FORVM,  Nummer
452-454,  Ju l i  1991,  S .  64-73)
beigegeben  werden  kann,  wäre  es
doch zu schlicht gedacht, diese als ver-
längerten Arm des Kapitals zu deuten.
Die Bürokratie entwickelt als unabd-
ingbare Stütze der Verwaltung auch ei-
gene Kapazitäten, die eben ihrer un-
mittelbaren Position entspringen und
nicht  ihrer  gesellschaftlichen  Funk-
tion,  somit  also  keiner  abgeleiteten,
sondern ihrer  sich originär  selbster-
mächtigenden Natur geschuldet sind.
Bürokratien sind da nicht bloß instru-
mentell  zu  deuten,  sie  entfalten
vielfältige  Eigeninteressen,  die  nicht
mit den Besonderheiten des Allgemei-
nen identisch sind, sondern dieses so-
gar  konterkarieren  können,  denken
wir an die effiziente Lohnpolitik der
Staatsdiener,  ihre  Unkündbarkeit
oder ihre Sonderstellung im Sozialver-
sicherungssystem.  Aber  das  nur
nebenbei.

Primär ist der Staat nicht eine Agen-
tur von Sonderinteressen, selbst wenn
die  Stellung  der  Bourgeoisie  oder
auch der Bürokratie  eine günstigere
ist als die des Proletariats, dessen Po-
sition wieder günstiger ist als die der
Prekarisierten und Deklassierten. Das
Sonderinteresse,  das  der  Staat  ver-
tritt, ist das besondere Interesse des
Allgemeinen an seinem Bestehen. Der
Staat  ist  keineswegs  der  Ausschuss
einer Klasse, wohl aber der Ausschuss
einer  Form durch Konstitution einer
Sonderform, auf die sich alle beziehen
müssen  und  bezogen  werden.  Der
Staat ist auch mehr als der politische
Ausdruck  einer  Herrschaft.  Es  kann
durchaus Gesetze geben, die Bauern
oder  Arbeiter,  Frauen  oder  Mieter
bevorrechten.  Nicht  zufällig  gilt  der
Staat als der allgemeine Ansprechpart-
ner für alle spezifischen Anliegen, ist
also die Appellationsinstanz per se. In
ihm laufen die Sonderinteressen ihrer
Regelung zu. Nur der Staat kann um-
setzen  oder  zulassen,  was  gefordert
wird.

Der Staat verkörpert das Allgemeinin-
teresse,  bloß  folgt  das  Allgemeinin-
teresse einer besonderen Vorgabe, die
nicht  mit  Gemeinschaftlichkeit  oder
Gesellschaftlichkeit  schlechthin  ver-
wechselt werden sollte. Mit keinem be-
sonderen  Interesse  im  System iden-

tisch zu sein, heißt freilich gerade das
spezifische Interesse der bürgerlichen
Gesellschaft  an sich  seine  Eigenheit
zu nennen. Die Gesellschaft ist näm-
lich das Allgemeine, das sich partout
nicht  als  Besonderes  zu  erkennen
geben will,  sondern als Vorausgeset-
ztes, ja ewig Bedingtes wie Bedingen-
des. „Der Staat ist wirklich, und seine
Wirklichkeit besteht darin, dass das In-
teresse des Ganzen sich in die beson-
deren Zwecke realisiert.  Wirklichkeit
ist  immer  Einheit  der  Allgemeinheit
und  Besonderheit,  das  Auseinan-
dergelegtsein der Allgemeinheit in die
Besonderheit,  die  als  eine  selb-
ständige  erscheint,  obgleich  sie  nur
im  Ganzen  getragen  und  gehalten
wird.“ (G.W.F. Hegel, Grundlinien der
Philosophie  des  Rechts,  Werke
7:428-429)

Hegels Hymnen
An anderer Stelle, im § 537 seiner „En-
zyklopädie  der  philosophischen  Wis-
senschaften“ fasst Hegel das so zusam-
men: „Das Wesen des Staates ist das
an  und  für  sich  Allgemeine,  das
Vernünftige des Willens, aber als sich
wissend  und  betätigend  schlechthin
Subjektivität und als Wirklichkeit ein
Individuum.  Sein  Werk  überhaupt
besteht in Beziehung auf das Extrem
der Einzelheit als der Menge der Indi-
viduen  in  dem  Gedoppelten,  einmal
sie  als  Personen  zu  erhalten,  somit
das  Recht  zur  notwendigen  Wirk-
lichkeit  zu  machen,  und  dann  ihr
Wohl, das zunächst jeder für sich be-
sorgt, das aber schlechthin eine allge-
meine  Seite  hat,  zu  befördern,  die
Familie zu schützen und die bürger-
liche Gesellschaft zu leiten, – das an-
dere Mal  aber beides und die ganze
Gesinnung und Tätigkeit  des  Einzel-
nen, als der für sich ein Zentrum zu
sein strebt, in das Leben der allgemei-
nen Substanz zurückzuführen und in
diesem Sinne als freie Macht jenen ihr
untergeordneten Sphären Abbruch zu
tun  und  sie  in  substantieller  Imma-
n e n z  z u  e r h a l t e n . “  ( W e r k e
10:330-331)

Zweifelsfrei,  um  diese  substanzielle
Immanenz  geht  es.  Der  Staat  ist  in
seiner bürgerlichen Notwendigkeit die
richtige Versöhnung auf falscher Ba-
sis.  Das  ist  auch  mit  ein  Grund,
warum  er  in  der  gesellschaftlichen
Linken meist hoch angesehen ist und
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als Rechts- und Sozialstaat geradezu
angehimmelt wird. Ganz daneben ist
das  wiederum auch nicht,  denn nur
über  ihn  vermittelt  konnten  unter-
schiedliche Gruppen und Zusammen-
h ä n g e  i h r e  A n t e i l e  a n  g e -
sellschaftlichen  Möglichkeiten  lukri-
eren. Immer wieder soll der Staat gut-
machen, was der Markt schlecht ge-
macht  hat.  Das  paradoxe  Verhältnis
lässt sich vielleicht so beschreiben: In
einer  Warengesellschaft  sorgt  der
Staat gerade deswegen für den Markt,
weil er dessen destruktives Potenzial
permanent bremst und konterkariert.
Er schützt damit den Markt vor sich
selbst.  Das unmittelbare Resultat  je-
doch schaut auf den ersten Blick so
aus, als hätte es mit dieser Intention
nichts zu tun.

Hegel präzisiert im § 289 seiner Recht-
sphilosophie diese Differenz auf ger-
adezu katechetische Weise: „Wie die
bürgerliche  Gesellschaft  der  Kampf-
platz des individuellen Privatinteress-
es aller gegen alle ist, so hat hier der
Konflikt desselben gegen die gemein-
schaftlichen  besonderen  Angelegen-
heiten, und dieser zusammen mit jen-
em gegen die höheren Gesichtspunkte
und Anordnungen des Staats, seinen
Sitz.“ (7:458) Ganz unverblümt erklärt
der  deutsche  Meisterdenker  den
(preußischen) Staat im § 258 zum Ab-
solutum der Möglichkeit:  „Der Staat
ist  als  die  Wirklichkeit  des  substan-
tiellen Willens, die er in dem zu seiner
Allgemeinheit  erhobenen besonderen
Selbstbewusstsein hat, das an und für
sich Vernünftige.  Diese substanzielle
Einheit ist absoluter unbewegter Selb-
stzweck,  in welchem die Freiheit  zu
ihrem höchsten Recht kommt, so wie
dieser  Endzweck  das  höchste  Recht
gegen die Einzelnen hat, deren höch-
ste Pflicht es ist, Mitglieder des Staats
zu sein.“ (7:399)

Wahrlich,  die  Pflicht  zum Staat  und
der Wille zum Bürger sind es, die die
Staatsbürger auszeichnen.  Von Men-
schen ist da nicht die Rede. Tatsäch-
lich  richtet  sich  das  Interesse  des
Staates immer an bestimmte Subjekte,
an  Staatsbürger,  Rechtsträger,
Käufer, Verkäufer, Geschäftsleute, Ar-
beiter,  Unternehmer.  Menschen  in-
teressieren  in  einem  bürgerlichen
Kostüm. Für den Hegel-Kritiker Marx
war  klar,  dass  der  „moderne  Staat

selbst vom wirklichen Menschen abs-
trahiert  oder  den  ganzen  Menschen
auf  eine  nur  imaginäre  Weise  be-
friedigt“ (MEW 1:385). Emanzipation
kann daher  nicht  von Staatsbürgern
ausgehen, sondern lediglich von Men-
schen, die sich abseits der Maskierun-
gen verwirklichen wollen.

Staatsbürgerkunde
Die klassische Staatslehre postulierte,
dass erst Staatsvolk, Staatsgebiet und
Staatsgewalt einen Staat ausmachen.
Staat ist also Raum für ein Volk mit
Gewalt.  Als Staatsvolk gelten die als
Staatsbürger zusammengefassten Sub-
jekte.  Sie  müssen  als  Inländer  ge-
boren  sein  oder  zu  solchen  ernannt
werden.  Sie  werden  als  Staatsange-
hörige definiert und das sind sie auch
im engsten Sinne des Wortes. Erst der
Staat formiert die ihm Unterworfenen
zu  Staatsbürgern,  d.h.  zu  ihm  ge-
hörigen  Personen  mit  Rechten  und
Pflichten.  Der  Begriff  handelt  von
spezifischen  Leuten  in  einem  spezi-
fischen Raum mit spezifischen Instru-
menten. Sie haben ein spezifisches In-
teresse zu haben, das staatlicherseits
als  nationales  Anliegen  inszeniert
wird.

Auffällig ist, dass bei dieser taxativen
Aufzählung die Zeit fehlt. Obwohl his-
torisch geworden, will kein Staat sich
als  historisch  betrachten.  Akkurat
nicht.  Die  historische  Stellung  des
Staates  soll  sich  als  ahistorische
Vorstellung  in  den  Köpfen  der  Sub-
jekte  spiegeln.  Nicht  zufällig  kommt
Staat von „status“, was bloß bedeuten
kann, dass der Staat, trotz aller Dy-
namiken,  das  System  vor  grundsät-
zlichen Änderungen bewahren möchte
und darin auch seine Aufgabe sieht.
Der Staat konstituiert sich als eherne
Statik.  Stabilität  ist  Bedingung  wie
Ziel.

Der  Staat  soll  nicht  als  temporale
Größe kategorisiert werden. Kaum je-
mand käme auf den naheliegenden Ge-
danken, neben dem Staatsgebiet eine
Staatsdauer  anzugeben.  Das  Gewor-
dene hat nie das Gewesene zu wer-
den, lautet seine unheimliche Maxime,
die einmal mehr synthetischer als ana-
lytischer Natur ist. Karl Renners Satz
„Der  heutige  Staat  ist  eine  Über-
gangserscheinung  der  sozialen  En-
twicklung“ (Mensch und Gesellschaft.

Grundriss  einer  Soziologie,  Wien
1952, S.  279) hat da schon fast  ein
staatsfeindliches Bukett.

Und noch ein Geltungsbereich ist  in
der  Staatsbürgerkunde  verloren  ge-
gangen: das Budget. Auch die Staatsfi-
nanzen wurden in der klassischen Defi-
nition  unterschlagen.  Geldmonopol
meint  mehr  als  Steuermonopol,  es
meint auch das ausschließliche Recht,
Geld  zu  drucken,  es  für  gültig  und
ungültig zu erklären. Das Medium für
den freien Markt als Zeichen ist staats-
monopolistisch  geprägt,  obwohl
d e s s e n  W e r t u n g  e i n e  m a r k -
twirtschaftliche  Angelegenheit  ist.
Man  sieht,  es  ist  alles  sehr  kompl-
iziert.  Der  Staat  verfügt  über  das
Monopol des Geldes, weil er es her-
stellt  und  ausgibt,  aber  erst  Arbeit
und Markt können das Geld mit Wert
erfüllen,  ohne  den  es  ja  nichts  ist.
Diese  gegenseitige  wie  eherne
Angewiesenheit ist prinzipiell kein Ver-
hältnis  der  Subordination,  sondern
eines der Koordination. Ihre Gemein-
samkeit liegt in abstrakter Arbeit und
Wert.

Gewalt als Recht
Staat  bedeutet  Monopolisierung  von
Gewalt, Recht und Steuern. Er ist die
organisierte Gewalt, die sich in einem
Raum zu einer Zeit durchgesetzt hat.
Aber nicht nur der historische, auch
der aktuelle  Schlüssel  zum Staat  ist
die Gewalt. Gerade die Gewalt ist es,
die  für  Ordnung  sorgt.  Zuerst.
Zwischendurch.  Zuletzt.  Gewalt-
monopol bedeutet, dass der Staat es
sich  vorbehält,  Gewalt  anzuwenden
oder Gewalt zuzulassen.

Die  Selbstverpflichtung  des  Staates
wiederum nennt sich Rechtsstaat.  In
ihm soll die Gewalt der Strukturen gar
nicht mehr durchschimmern, sondern
das  Bild  freiwilliger  Vertragsverhält-
nisse annehmen. Indes ist diese Selb-
stverpflichtung  nur  dann  zugegen,
wenn der Staat selbst nicht zur Dispo-
sition steht. Ist Letzteres der Fall, of-
fenbart  der  Ausnahmezustand  den
wahren Charakter des Staates durch
die ihm innewohnende, aber nun offen
eingesetzte Gewalt.  Es ist  nicht ein-
fach  so,  dass  das  durch  Gewalt
Geschaf fene  s ich  von  d ieser
emanzipiert hat und bloß noch zivil-
isiert auftritt. Das ist eher Maniküre.
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Gewalt ist eine Realität, auch dort, wo
sie  nicht  erscheint.  So  lange es  ein
Recht gibt und geben muss, ist zu sa-
gen, dass es kein höheres Recht gibt
als die Gewalt.

Auch  in  den  entwickelten  Demokra-
tien ist der Krieg der Menschen ge-
geneinander  nicht  aufgehoben,  er
wird nur durch staatliches Recht regle-
mentiert  und  als  Konkurrenz  aus-
gelobt. Aus den Wölfen sind Hunde ge-
worden. Der moderne Staat ist die Ma-
terialisierung der Gewalt über ihre Un-
mittelbarkeit  hinaus.  Je  stärker  der
Staat  ist  und  die  Subjekte  sich  als
Staatssubjekte  begreifen,  desto
weniger  muss  er  sie  aktivieren.  Ge-
walt ist nicht mehr flüssig, sie hat sich
gefestigt und wurde in das Korsett des
Rechts gesteckt. Die westliche Zivilge-
sellschaft,  so ihre liebgewonnene Ei-
gendefinition,  möchte  jene  am  lieb-
sten gar nicht demonstrieren müssen.
Es  geht  um  Versubjektivierung  des
Zwanges, sodass aus Herrschaft Selb-
stbeherrschung  wird.  Diese  Zurich-
tung der Akteure ist  wiederum kein
Beschluss, sondern ein Fazit. Das, was
täglich  abverlangt  und  eintrainiert
wird,  erscheint  als  freier  Wille  und
nicht als individuelle Ohnmacht. Diese
Selbsttäuschung ist konstitutiv für die
bürgerliche  Psyche.  Ich  verwechselt
sich stets mit sich.

In den kapitalistischen Zentren besch-
neiden Markt und Staat einander die
destruktiven Potenzen.  Der Staat  ist
aber  nicht  bloß das  Institut  der  ge-
sellschaftlichen  Befriedung,  sondern
auch der Hort konzentrierter Aggres-
sivität. Man denke an den großen Ern-
stfall,  den Krieg, der ohne ihn nicht
nur  nicht  machbar  ist,  sondern  den
der Staat ausruft und für den er seine
Bürger  mobilisiert  und  verpflichtet.
Kriegsmonopol  bezeichnet  sich  das
und Kriegsrecht…

Versicherung und
Verträglichkeit
Man darf den Staat wohl zu Recht als
den  zentralen  Garanten  der  bürger-
lichen Gesellschaft interpretieren. Alle
seine Werkzeuge und Instrumente, In-
stitutionen  und  Apparate  werden
dafür  eingesetzt,  den  Kapital-  und
Herrschaftsverhältnissen  Bestand  zu
gewähren. Das Arsenal ist groß. Man
denke etwa an die infrastrukturellen

Bedingungen. Die sind trotz aller Pri-
vatisierungen noch immer staatliches
Terrain.

Soziale Wohlfahrt und polizeiliche Ge-
walt unterscheiden sich zwar als Mit-
tel, aber nicht als Zweck. Repression
(Überwachen,  Strafen,  Kontrollieren,
Sortieren)  und  Fürsorge  (Beihilfen,
Förderungen, Zuschüsse) sind unter-
schiedliche Varianten einer Sicherheit
versprechenden Maschine. Der Staat,
das  ist  das  große  Zentralver-
sicherungssystem der bürgerlichen Ge-
sellschaft. Droht dieser Versicherung
die  Insolvenz,  dann  steht  die  ge-
sellschaftliche  Entsicherung  auf  der
Tagesordnung,  das  Gewaltmonopol
wird sich entweder verschärfen oder
in Gewaltpole zerfallen.

Wenn immer mehr auf immer weniger
zugreifen können, wird der Kampf um
die  staatlichen  Ressourcen  schriller
und heftiger. Das Hauen und Stechen,
das Schimpfen und Rempeln ist auch
unübersehbar  und  unüberhörbar.
Ohne die „sozialstaatliche Redistribu-
tion“  (Ernst  Lohoff,  Out  of  area,
Streifzüge 31/2004, S. 10) hätte sich
die  moderne  Demokratie  schon  ge-
sprengt, indes gehen wir Zeiten entge-
gen, wo jene immer unmöglicher wird,
der  Staat  zusehends  auf  seine
vermeintlichen Kernaufgaben, die Ver-
waltung der öffentlichen Ordnung, re-
duz ier t  werden  so l l .  Soz ia le
Abfederung erscheint dann als Luxus,
für die der Staat nicht mehr zuständig
ist, sondern jede und jeder Einzelne.
Vorsorge  statt  Fürsorge  nennt  sich
dann  dieses  Programm.  Sozialstaat
und  Rechtsstaat  gehören  freilich
zusammen.  Wird  jener  abgebaut,  ist
dieser in Gefahr.

Verträglichkeit ist jedenfalls nicht un-
mittelbar  vorhanden,  sondern  muss
durch gesonderte Verträge  gesichert
werden.  Unser  Stoffwechsel  und
unsere  Dienste  bedürfen  der
rechtlichen Kodifizierung.  Diese  fällt
in  den  staatlichen  Bereich  und  ist
Folge  politischer  Verhandlung.  Das
Misstrauen, das zur mentalen Grund-
konstitution  der  bürgerlichen  Sub-
jekte  gehört,  muss  eben  durch
Verträge  entschärft  und  kanalisiert
werden. Der Kauf ist ein klassischer
Vertrag, d.h. jede ökonomische Tran-
saktion bedarf der staatlich durchge-
setzten  Rechtsform.  Ist  ein  Konflikt

zwischen den Geschäftspartner genan-
nten Tauschgegnern nicht lösbar, ist
die  staatliche  Gerichtsbarkeit  ge-
fordert.

Verträge  sind  wie  Sicherheitszerti-
f i ka te ,  s ie  s tab i l i s ie ren  den
ökonomischen  Verkehr,  indem  sie
Tauschgeschäfte zu Rechtsgeschäften
machen. Verträge unterstreichen also
nicht die profane Verträglichkeit des
Marktes,  sondern  seine  wesens-
mäßige  Unverträglichkeit.  Daher
schreien auch jene, die den blanken
Markt schlechter vertragen, unaufhör-
lich  nach  Recht  und  Gesetz.  Was
bleibt  ihnen  heute  auch  anderes
übrig,  als  Vater  Staat  anzurufen?
Nicht zufällig ist daher das Proletariat
staatsfreundlicher als die Bourgeoisie.
Ein Umstand, den Vertreter eines of-
fensiven Klassenkampfs wohl schwer
erklären können.

Verträglichkeiten, die stets aufs Neue
hergestellt  werden  müssen,  stabil-
isieren  allerdings  nur,  solange  Zah-
lungsfähigkeit  gegeben ist.  Ist  diese
Flüssigkeit  bedroht  oder  verschwun-
den, stockt der Warenverkehr: Käufer
können nicht mehr kaufen, Verkäufer
können nicht  mehr verkaufen.  Nicht
bloß das Geschäft kommt zum Erlie-
gen,  auch  viele  Bedürfnisse  können
nicht mehr befriedigt werden. Insbe-
sondere wenn die  Ware Arbeitskraft
nicht mehr verwertbar ist, zeitigt das
böse Konsequenzen. Wie sollte das in
einer  Gesellschaft  anders  sein,  wo
Leben von Kaufen und Verkaufen ab-
hängig ist? Wenn dann noch sozials-
taatliche Sicherungssysteme ausbren-
nen oder abgebaut werden, sind Abs-
turz und Demütigung unvermeidlich.

Garantie  heißt  auch  Sozialisierung
von Verlusten,  die  vom Markt  nicht
mehr gedeckt werden können. Natür-
lich übernimmt der Staat und mit ihm
die  Gesellschaft  (genauer:  die
Steuerzahler)  diese  Haftungen.  Wer
sonst sollte sie auch übernehmen kön-
nen? Gerade darin besteht ja die Auf-
gabe  des  Staates:  Koste  es,  was  es
wolle, der Markt ist zu gewährleisten.
Wenn dieser zusammenzubrechen dro-
ht,  dann ist  es  die  vornehmste  Auf-
gabe seines Staates, ihn in dieser Situ-
ation zu retten.  Fragt  sich nur,  wie
lange  er  das  noch  umsetzen  kann,
ohne dass es zur monetären Implosion
führt.

https://contextxxi.org/out-of-area-out-of-control.html


Streifzüge bei Context XXI Das Besondere und das Allgemeine

Streifzüge: http://contextxxi.org/das-besondere-und-das-allgemeine.html | Seite 5

Perpetuationen
Der Staat verdeutlicht, dass das äqui-
valente  Tauschprinzip  nicht  auf  den
gesamten  Stoffwechsel  verallge-
meinerbar ist. Die totalitäre Tendenz
der Ware-Geld-Beziehungen kann also
nie  total  werden.  Das  staatliche
Rezept  besteht  nun  in  der  Alimen-
tierung, in der Substitution von Zah-
lungen. Der Staat baut Umleitungen,
die wiederum Zuleitungen zur Zirkula-
tion sein sollen.  Er ist  vielmehr der
Pol,  der  die  Warengesellschaft  im
Gleichgewicht  halten will.  Der  Staat
funktioniert nicht wie der Markt, aber
er  funktioniert  für  den  Markt.  Den
Staat  kann man wohl  nicht  aus  der
Ökonomie  ableiten,  man  kann  ihn
aber auch nicht ohne sie denken. Ein
klassisches  Basis-Überbau-Schema
erklärt  da  viel  zu  wenig.

Gemeinhin galt der Staat als Gegen-
satz zum Markt. Aber das ist falsch,
denn es handelt sich nicht um zwei ei-
nander  äußere  Objekte,  die  jeweils
zueinander  sich  bestimmen  müssen.
Selbst  „der  wirtschaftliche  Interven-
tionismus ist nicht, wie die ältere lib-
erale  Schule  meint,  systemfremd
aufgepfropft,  sondern  systemimma-
nent,  Inbegriff  von  Selbstverteidi-
gung; nichts könnte den Begriff  von
Dialektik schlagender erläutern. Ana-
log wurde einst von der Hegelschen
Rechtsphilosophie, in der bürgerliche
Ideologie  und  Dialektik  der  bürger-
lichen Gesellschaft so tief ineinander
sind,  der  von  außen,  angeblich  jen-
seits  des  gesellschaftlichen  Kräfte-
spiels intervenierende, die Antagonis-
men mit polizeilicher Hilfe mildernde
Staat  von der  immanenten Dialektik
der  Gesellschaft  selbst  herbeizitiert,
die sonst, Hegel zufolge, sich desinte-
grierte.“  (Theodor  W.  Adorno,
Spätkapitalismus  oder  Industriege-
sellschaft?,  Gesammelte Werke 8,  S.
367)

Der  Staat  ist  eine  ganz  spezifische
Form  öffentlicher  Verwaltung,  nicht
diese  schlechthin.  Die  res  publica
muss kein Staat sein, aber in der bürg-
erlichen Ordnung kann sie nichts an-
deres  sein  als  dieser,  er  ist  nur
notwendig,  wo  es  eine  „unge-
sellschaftliche  Gesellschaftlichkeit“
(Marx) gibt. Erst der Staat integriert
die  Gesellschaft  in  sie  selbst.  Er  ist
„the helping hand“, die stets eingreift,

damit  die  Verhältnisse  nicht  sich
selbst erledigen. Der Staat organisiert
die Gesellschaft. Er ist der vom Markt
ausgehaltene Regulationsapparat, der
wiederum von ihm gesicherten kapital-
istischen  Gesellschaft.  Staat  und
Markt  bilden  eine  ausdifferenzierte,
aber  systemische  Einheit,  ihre
Sphären sind zwar theoretisch zu tren-
nen, aber praktisch sind sie unteilbar.
Staat und Markt, das ist ein unauflös-
bares  Verhältnis  gegenseitiger
Angewiesenheit. Der Staat perpetuiert
den Markt perpetuiert den Staat per-
petuiert…

Ökonomisch sind die öffentlichen Ein-
richtungen  der  Großkunde  und  der
Subventionsgeber  der  sogenannten
Privatwirtschaft.  Dass der Staat sch-
lecht  wirtschaftet,  ist  sage  und
schreibe Unsinn, denn es ist nicht Auf-
gabe des Staates,  Profit  zu machen,
sondern  die  von  der  Verwertung
geschädigten Objekte (Menschen, In-
frastruktur, Umwelt) zu sanieren und
reparieren,  gerade  mit  Geldern,  die
aus den Verwertungsprozessen stam-
men (= Steuern). Das tut er mehr sch-
lecht als recht und vor allem auch im-
mer  weniger.  Nicht  der  Gewinn  ist
Ziel des Staates, sondern die Garantie
des Marktes und seiner Gesellschaft,
auf dass diese bestehen bleiben kann.

Aufgepumpte
Staatsblasen
Ein  Grundproblem  des  Staates  ist
freilich, dass er aus der Wirtschaft ali-
mentiert  wird.  Auch  der  Staat
verkehrt mit dem Zahlungsmittel des
Marktes.  Obwohl  er  sie  druckt  und
prägt,  schafft  er  seine  Mittel  nicht
selbst,  sondern muss sie  durch Bes-
teuerungen  lukrieren.  Eine  gelin-
gende Verwertung ist somit Vorausset-
zung  seiner  Tüchtigkeit.  Staatliches
Handeln ist gebunden an das zentrale
Medium  der  Ökonomie,  das  Geld.
Steuern  müssen  in  der  Ökonomie
durch  Arbeit  erwirtschaftet  werden,
um abgeführt werden zu können. Poli-
tische  Entscheidungen  sind  nicht
Entscheidungen, so nach dem Motto:
Was wollen wir?, sondern sie sind bud-
getär prädisponiert und limitiert. Leist-
bar ist das, was finanzierbar ist oder
sein wird. Daher auch die permanen-
ten  Debatten  über  die  Leistungs-
f äh igke i t  des  S taa te s ,  über

Staatsschulden und Budgetdefizite.

Es  ist  letztlich  nicht  der  politische
Beschluss, der den Staat prägt, son-
dern  die  ökonomische  Potenz,  die
seine Handlungen dimensioniert. Jen-
er  ist  innerhalb  dieser  zu  verorten,
seine  Eigenständigkeit  ist  als  Bewe-
gung auf diesem Feld und nicht außer-
halb davon zu suchen. Jeder politische
Beschluss kennt so die Summe seiner
Kosten und sollte er sie nicht erken-
nen bzw. ignorieren, so erfährt er sie
aus den monetären Konsequenzen.

Indes ist nicht immer leicht zu sagen,
was da nun noch real oder schon fiktiv
ist an den vagabundierenden Geldern.
Gemeinhin erscheint es so: Die Real-
ität des Geldes beweist sich in der Re-
alisierung  des  Kaufakts.  Ist  das
Geschäft  gemacht,  dann  muss  das
Geld  wirklich  gewesen  sein,  sonst
hätte es nicht kaufen können. Realhal-
luzination nennt sich das. Wenn jetzt
jemand  e inwendet ,  das  se ien
Zirkelschlüsse,  die  der  primitivsten
Logik ins Gesicht schlagen, dann ist
zu antworten: Genau das. Die Rational-
ität war immer irrational gewesen, es
sollte bloß nicht auffallen.

Inzwischen  wird  der  Kapitalismus
zusehends zum Pyramidenspiel. Wür-
den  tatsächlich  die  Gelder  sich
gleichzeitig zu realisieren versuchen,
wäre der Zusammenbruch eine Frage
von  Stunden.  Man  sieht  dem  Geld-
schein,  der  Wertkarte,  dem  Konto
nicht an, ob sie nun real oder fiktional
sind. Ein nicht unbeträchtlicher Teil,
das ahnen wir alle, ist reine Halluzina-
tion. Aber bis zu einem gewissen Grad
trägt dieser Bluff. Was soll auch sonst
noch tragen? Dort, wo das Getäuscht-
werden-Wollen und das Täuschen zur
Grundkonstitution  der  Subjekte  ge-
hört, ist das so. Zumindest so lange,
bis eine Blase platzt. Gegenwärtig er-
leben wir ja eine Phase sich aufpum-
pender Staatsblasen.

Der  Staat  als  kapitaler  Herrschafts-
raum  wird  allerdings  poröser.  Dem
flanierenden und marodierenden Kapi-
tal kann er kaum noch etwas entge-
gensetzen. Globalisierung heißt, dass
der Markt den Staat sprengt. Staaten
haben  Grenzen,  Märkte  nicht.  Das
Steuermonopol  einzelner  Nation-
alökonomien wirkt  immer lächerlich-
er. Die funktionalen Eigenschaften er-
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schlaffen. Was die Geschwindigkeit be-
trifft,  scheint  der  Weltmarkt  immer
schneller und der Nationalstaat immer
langsamer zu werden. Er gibt nichts
mehr vor, er gibt nur mehr nach.

Vor 200 Jahren sagte ein Schuldirek-
tor namens Hegel seinen Nürnberger
Gymnasiasten:  „Wenn  eine  Familie
sich zur Nation erweitert hat und der
Staat mit der Nation in eins zusam-
menfällt, so ist dies ein großes Glück.“
(4:246) Wahrlich, diesen Strömen des
Glücks entspringen fast alle modernen
Katastrophen.  Das  schiere  Gegenteil
ist  zu behaupten:  Der Staat,  das ist

nichts  weniger  als  das  heimliche
Eingeständnis  des  menschen-
feindlichen  und  autoaggressiven
Charakters  der  kapitalistischen  Ge-
sellschaft.  Das  Glück  ist  jenseits
davon.
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